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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.04.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2023/17/0076 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2014/01/0033 B 23. September 2014 VwSlg 18928 A/2014 RS 4 (hier nur der erste Satz) 

Stammrechtssatz 

Der bloße Umstand, dass eine Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes zu einem (der Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts zu Grunde liegenden) vergleichbaren Sachverhalt (zu einer bestimmten 
Rechtsnorm) fehlt, begründet noch keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung. Genügte nämlich 
für die Zulässigkeit einer Revision bereits das Fehlen höchstgerichtlicher Entscheidung zu einem 
vergleichbaren "Sachverhalt", wäre der Verwaltungsgerichtshof in vielen Fällen zur Entscheidung 
berufen, obgleich in Wahrheit keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung, sondern nur die 
Einzelfallgerechtigkeit berührende Wertungsfragen aufgeworfen werden (vgl. in diesem Sinn die ständige 
Judikatur des Obersten Gerichtshofes zu § 502 ZPO, z.B. die Urteile des OGH vom 28. März 2007, 6 Ob 
68/07d, vom 5. August 2009, 6 Ob 148/09x, sowie vom 6. Juni 2013, 5 Ob 97/13w). 
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